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Vorblatt 


Ergänzung der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages 
betr. Einsatz der Abstimmungsanlage 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Wahlprüf ung r Immunität und Geschäftsordnung) 


A. Problem 

Weil namentliche Abstimmungen und Auszählungen erhebliche 
Zeit in Anspruch nehmen, ist auf Beschluß des damaligen Vor- 
standes des Bundestages eine Abstimmungsanlage im Plenar- 
saal eingebaut worden, für deren Benutzung die geschäftsord- 
nungsmäßigen Grundlagen geschaffen werden müssen. 


B. Lösung 

Festlegung, in welchen Fällen mit der Abstimmungsanlage ab- 
gestimmt werden soll und in welchen Fällen eine Wiederholung 
der Abstimmung nach den in der Geschäftsordnung vorgesehe- 
nen Abstimmungsregeln erfolgen muß. 


C* Alternativen 

über die vorgeschlagene Lösung hinaus sind im Ausschuß keine 
Alternativen erörtert worden. 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Geschäftsordnungsangelegenheiten — 
über den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
— Drucksache VI/1948 — 

betr. Einsatz der Abstimmungsanlage 


A. Bericht des Abgeordneten Mertes 


I. Allgemeines 

Der von den drei Fraktionen eingebrachte Antrag 
betr. Einsatz der Abstimmungsanlage wurde in der 
108. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
12. März 1971 dem Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Ausschuß hat sich in seiner Sitzung am 
24. März 1971 mit der Vorlage befaßt und empfiehlt 
dem Plenum die Annahme des unter B. wiederge- 
gebenen Antrages. 

Bei der Beratung ging der Ausschuß von der Vor- 
aussetzung aus, daß die Abstimmungsanlage nach 
mehrfachen Probeabstimmungen nunmehr voll ein- 
satzbereit ist. 

Überlegungen, durch Installierung einer Abstim- 
mungsanlage die Parlamentsarbeit zu rationalisie- 
ren, wurden bereits in früheren Wahlperioden an- 
gestellt. Konkrete Vorstellungen wurden jedoch 
erst Ende der 5. Wahlperiode, insbesondere nach 
einigen zeitraubenden Abstimmungen, entwickelt. 

Am 24. April 1969 beschloß der damalige Vor- 
stand des Bundestages die Einsetzung einer Kom- 
mission, die sich mit der Frage des Einbaues einer 
Abstimmungsanlage in den Plenarsaal befassen 
sollte. 

Nach Prüfung der technischen und geschäftsord- 
nungsmäßigen Möglichkeiten und Auswirkungen be- 
schloß der Vorstand des Bundestages in seiner Sit- 


zung am 4. Juni 1969, die Abstimmungsanlage ein- 
bauen zu lassen. 

Der vorliegende Antrag soll die geschäftsord- 
nungsmäßigen Voraussetzungen für die Anwen- 
dung der Abstimmungsanlage sichern. 


II. Zum Antrag im einzelnen 

Der Ausschuß empfiehlt, nach der Eingangsformel 
den Satz anzufügen 

„In Ergänzung der Geschäftsordnung wird fest- 
gelegt 

Mit diesem Satz soll zum Ausdruck gebracht wer- 
den, daß es sich bei dem Antrag um eine Ergänzung 
der Bestimmungen der Geschäftsordnung handelt 
und wie diese selbst zu behandeln ist. 

Zu Nummer 1 

Der Satz in Nummer 1 wurde lediglich redaktio- 
nell umformuliert und stellt nunmehr klar, daß die 
Möglichkeit der Abstimmung mit der Abstimmungs- 
anlage gleichberechtigt neben die bisherigen Be- 
stimmungen der Geschäftsordnung treten soll. 

Zu Nummer 2 

Die Aufzählung unter Nummer 2 ist redaktionell 
umgestellt und ergänzt worden. 
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Nach Buchstabe a soll mit der Abstimmungsan- 
lage abgestimmt werden, wenn der Sitzungsvor- 
stand sich über das Ergebnis der Abstimmung nicht 
einig ist. Die Abstimmung mit der Anlage soll den 
bisher in diesen Fällen erforderlichen „Hammel- 
sprung" ersetzen. 

Buchstalbe b sieht eine Abstimmung mit der An- 
lage vor, wenn die Zählung der Stimmen erforder- 
lich ist, so z. B. bei Änderung des Grundgesetzes 
oder bei Bezweiflung der Beschlußfähigkeit. 

Buchstabe c: Auch die namentliche Abstimmung 
soll nach dem Vorschlag des Antrages mit der Ab- 
stimmungsanlage durchgeführt werden. 

Buchstabe d: Da eine enumerative Aufzählung 
der Abstimmungen mit der Abstimmungsanlage 
nicht sinnvoll erscheint, sieht Buchstabe d die Ab- 
stimmung mit der Anlage in anderen Fällen vor, 
wenn vom Ältestenrat ein entsprechender Vor- 
schlag gemacht wird. 

Buchstabe e: Der Ausschuß hielt es für ange- 
bracht, den Katalog insofern zu erweitern, als der 
Bundestag von sich aus jederzeit beschließen kön- 
nen muß, mit der Abstimmungsanlage abzustim- 
men. 

Der Ausschuß hat davon Abstand genommen, 
schon jetzt eine Regelung für Wahlen mit der Ab- 
stimmungsanlage aufzunehmen, weil zunächst ein- 
mal mit Abstimmungen Erfahrungen gesammelt 
werden sollen. 

Zu Nummer 3 

Nummer 3 wurde vom Ausschuß neu gefaßt und 
sieht nunmehr vor, daß die Bezweiflung des Ergeb- 
nisses mit der Abstimmungsanlage sofort nach der 
Bekanntgabe des Ergebnisses erfolgen muß. Er hält 
es wegen des Grundsatzes der Unverrückbarkeit 
von Plenarentscheidungen im Gesetzgebungsverfah- 
ren für erforderlich, daß eine eventuelle Bezweif- 
lung unverzüglich nach Bekanntgabe des Ergebnis- 
ses erfolgen muß. 

Nach dem interfraktionellen Antrag sollte nur 
der Fraktion das Recht eingeräumt werden, das Er- 
gebnis der Abstimmung mit der Abstimmungsan- 
lage zu bezweifeln. Der Ausschuß hielt es demge- 
genüber für erforderlich, jedem einzelnen Mitglied 


des Bundestages das Recht einzuräumen, die Ab- 
stimmung zu bezweifeln. Um den gewollten Zweck, 
der Einräumung der Möglichkeit, mit der Abstim- 
mungsanlage abzustimmen, nicht zu unterlaufen, 
soll jedoch nur dann auf Grund der Bezweiflung 
durch einen einzelnen Abgeordneten die Verpflich- 
tung zur Wiederholung der Abstimmung bestehen, 
wenn dies von mindestens soviel Mitgliedern des 
Bundestages verlangt wird, wie einer Fraktions- 
stärke entspricht. Die in der Geschäftsordnung be- 
reits enthaltene Formulierung, soviel Mitglieder 
des Bundestages ..." besagt auch hier, daß die von 
den Fraktionen benannten Beauftragten das Recht 
haben, im Namen ihrer Fraktion ein entsprechendes 
Verlangen anzumelden. 

Der Ausschuß war schließlich der Meinung, daß 
die Abstimmung nach den in der Geschäftsordnung 
vorgesehenen Abstimmungsregeln aus Gründen der 
Rechtssicherheit unmittelbar nach dem Vorbringen 
des entsprechenden Verlangens erfolgen muß. 

Sollte sich bei einer Abstimmung mit der Anlage 
die Beschlußunfähigkeit des Hauses ergeben, findet 
§ 49 Abs. 2 GO Anwendung, wonach die Sitzung 
aufzuheben ist. 

Von einem Mitglied des Ausschusses wurde kri- 
tisch angemerkt, durch die Verwendung der Ab- 
stimmungsanlage würden, mit Ausnahme der na- 
mentlichen Abstimmungen, alle Abstimmungen ge- 
heim. Dabei müsse davon ausgegangen werden, daß 
sich die Volksvertreter zu jeder ihrer Entschei- 
dungen öffentlich bekennen sollten. Dieses Be- 
kenntnis könne bei Anwendung der Abstimmungs- 
anlage nur noch erreicht werden, wenn jede Ab- 
stimmung zu einer namentlichen Abstimmung ge- 
macht würde. Damit würde aber — genau wie mit 
dem „Begründungszwang" bei Änderungsanträgen 
— die gewollte Zeitersparnis wieder aufgehoben. 

Nach seiner Meinung sei auf Grund dieser Be- 
denken die Anwendung der Abstimmungsanlage 
nur für namentliche Abstimmungen in bisher übli- 
chem Umfange und zur Feststellung der Beschluß- 
fähigkeit sinnvoll, ferner für Wortmeldungen. 

Der Ausschuß hat sich mit diesen Bedenken nicht 
auseinandergesetzt, er war vielmehr der Auffas- 
sung, daß zunächst Erfahrungen mit der Abstim- 
mungsanlage gesammelt werden sollen. 


Bonn, den 24. März 1971 


Mertes 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

In Ergänzung der Geschäftsordnung wird festgelegt: 

1. Die in der Geschäftsordnung vorgesehenen Ab- 
stimmungsregeln werden um die Möglichkeit 
der Abstimmung mit der Abstimmungsanlage er- 
weitert. 

2. Mit der Abstimmungsanlage wird äbgestimmt, 

a) wenn der Sitzungsvorstand über das Ergeb- 
nis der Abstimmung nicht einig ist, anstelle 
der Auszählung gemäß § 56 Abs. 2 GO, 

b) wenn die Zählung der Stimmen erforderlich 
ist, 


c) wenn namentliche Abstimmung verlangt 
wird, 

d) wenn es vom Ältestenrat für andere Fälle 
vorgeschlagen wird, 

e) wenn der Bundestag es beschließt. 

3. Wird das Ergebnis einer mit der Anlage durch- 
geführten Abstimmung von einem anwesenden 
Mitglied des Bundestages sofort nach Bekannt- 
gabe des Ergebnisses bezweifelt, so wird auf 
Verlangen von soviel Mitgliedern des Bundes- 
tages, wie einer Fraktionsstärke entspricht, die 
Abstimmung nach den in der Geschäftsordnung 
vorgesehenen Abstimmungsregeln unmittelbar 
wiederholt. 


Bonn, den 24. März 1971 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 


Schoettle 

Vorsitzender 


Mertes 

Berichterstatter 



